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Revolutionäre Ideen kennen keine
Staatsgrenzen. Einem Virus gleich kön-
nen sie sich verbreiten, so wie im
Herbst 1989, als in Osteuropa ein Re-
gime nach dem anderen kollabierte. Am
Ende dieser Kettenreaktion brach auch
die Sowjetunion auseinander – hier al-
lerdings nicht durch Volksaufstände,
sondern wegen einer Machtkrise. In
den unabhängig gewordenen GUS-Re-
publiken, von denen manche zuvor kei-
ne Eigenstaatlichkeit kannten und ter-
ritorial erst zu Sowjetzeiten definiert
wurden, blieben deshalb oft die alten
kommunistischen Kader an der Macht –
denn eine demokratisch gesinnte Ge-
genöffentlichkeit existierte nicht.

Obwohl sich die jungen GUS-Länder
demokratische Verfassungen gaben
und Mitglieder der OSZE wurden, nah-
men viele GUS-Regime zunehmend au-
toritäre Züge an. In Aserbaidschan
übernahm 2004 Ilcham Alijew im Rah-
men einer fadenscheinigen Wahl das
Präsidentenamt von seinem Vater
Gejdar Alijew. Internationale Wahlbe-
obachter sprachen von „organisierter
Wahlmanipulation“, die anschließen-
den Protestkundgebungen wurden nie-
dergeschlagen, die Anführer zu mehr-
jährigen Gefängnisstrafen verurteilt.

Nun aber lehrt das „ukrainische Virus“
die Autokraten das Fürchten: Nach Kiew
könnte es für einzelne Machtclans deut-
lich schwieriger werden, die Regierungs-
ämter „in der Familie“ zu halten. Gefragt,
wo Revolutionen zu erwarten seien,
nannte Andrej Piontkowskij, der Direktor
des Moskauer „Instituts für Strategische
Studien“, in einem Interview mit der BBC
die Länder Moldawien, Armenien und

insbesondere Kirgisien, wo am 27. Febru-
ar Parlamentswahlen anstehen.

Einst als „Insel der Demokratie“ be-
zeichnet, gilt Kirgisien noch immer als li-
beralster Staat unter den Präsidialregi-
men Zentralasiens. In Turkmenistan, dem
Reich des „Turkmenbaschi“ (Führer aller
Turkmenen) Saparmurat Nijasow, hatten
bereits im Dezember Wahlen stattgefun-
den – zugelassen war nur die Regie-
rungspartei. Auch in Usbekistan wurde
im Dezember gewählt – auch hier unter
Ausschluss der Opposition. In der Nach-
barrepublik Kasachstan hatte die Oppo-
sitionspartei „Demokratische Wahl Ka-
sachstan“ (DKW), inspiriert von den Er-
eignissen in der Ukraine, Anfang Dezem-
ber zu zivilem Ungehorsam aufgerufen –
Anfang Januar wurde sie verboten. Auch
für Tadschikistan, wo im Februar Parla-
mentswahlen anstehen, ist kaum mit ei-
ner Revolution zu rechnen – zu frisch ist
hier die Erinnerung an den Bürgerkrieg.

In Kirgisien hingegen scheint das
ukrainische Virus Fuß gefasst zu haben:
Fünf Oppositionsparteien haben dort En-
de Dezember ihre Zusammenarbeit be-
schlossen. Am selben Tag bildeten rund
300 Nichtregierungsorganisationen die
solidarische Bewegung „Für Freie und
Faire Wahlen“. Nachdem die Wahlbehör-
den die Registrierung von Rosa Otunba-
jewa, der Führerin der oppositionellen
Partei „Atajurt“, anullierten, gingen ihre
Anhänger auf die Straße, bekleidet mit
gelben Schals. Die Anhänger der „Volks-
bewegung Kirgisien“ schlossen sich den
Kundgebungen an – in Rosa gehüllt.
Seither finden in der Hauptstadt Bisch-
kek regelmäßig Proteste mit einigen
Hundert Teilnehmern statt.

Die Ereignisse haben den Präsidenten
offenbar beeindruckt: Das Versamm-

lungsrecht wurde verschärft, und in ei-
ner Rede am 12. Januar rief Askar Aka-
jew dazu auf, Provokateuren und Expor-
teuren von „samtenen Revolutionen“ zu
widerstehen. Die Parlamentswahlen En-
de Februar gelten als Vorspiel für die
Präsidentschaftswahlen im Oktober. As-
kar Akajew hat angekündigt, nach Ab-
lauf seiner zweiten Amtszeit im Herbst
nicht mehr antreten zu wollen. Einen
„Janukowitsch“, also einen geeigneten
Kandidaten für eine kontrollierte
Machtübergabe, wie sie Leonid Kut-
schma in der Ukraine plante, scheint der
kirgisische Präsident allerdings noch
nicht gefunden zu haben. Vieles spricht
aber für eine „aserbaidschanische Lö-
sung“: Akajews Tochter Bermet Akajewa
führt die neu formierte Partei „Vor-
wärts, Kirgistan!“, die bei Lokalwahlen
bereits Erfolge verzeichnen konnte.

Derweilen hat die Opposition ihren
„Juschtschenko“ ebenfalls noch nicht
ermittelt. Der aussichtreichste Kandi-
dat ist Felix Kulow, der Begründer der
Oppositionspartei „Ar-Namys“ (Würde).
Nachdem er seine Kandidatur für die
Präsidentschaftswahlen 2000 ange-
kündigt hatte, wurde er verhaftet. Seit-
dem sitzt er im Gefängnis und dürfte
kaum vor November 2005 frei kommen.

Nun will sich jedoch die UNO seines
Falls annehmen. In jedem Fall steht Kir-
gisien ein heißes – und offenbar ein
buntes – Wahljahr bevor.

In Moldawien, wo am 6. März Parla-
mentswahlen stattfinden, haben die
Christdemokraten als wichtigste Oppo-
sitionspartei bereits die Farbe Orange
adaptiert. Bei Gouverneurs- und Lokal-
wahlen im Jahr 2002 hatte die OSZE
hier Manipulationen durch die regie-
rende Kommunistische Partei festge-
stellt. Sollten diese auch den aktuellen
Wahlgang überschatten, könnten die
Christdemokraten Chisinau zum Ort der
nächsten Orangenrevolution machen.

In Armenien hatte das Verfassungs-
gericht nach Unregelmäßigkeiten bei
den Präsidentschaftswahlen 2003 ent-
schieden, Präsident Robert Kotscharjan
habe sich innerhalb eines Jahres einem
Vertrauensreferendum zu stellen. Die
Regierung ließ die Frist verstreichen
ließ, die Opposition organisierte
daraufhin Protestkundgebungen, die
jedoch niedergeschlagen wurden. Seit
einem Jahr boykottiert nun die parla-
mentarische Opposition die Sitzungen
der Legislative, und der Zündstoff für
eine Revolution nach ukrainischem
Vorbild scheint auch hier gegeben.
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Saakaschwili verliert Weggefährten
Nach Surab Schwanias Tod bangt Georgien vor dem Aufflammen regionaler Konflikte

Die nächste Revolution wird gelb
Kann das „ukrainische Virus“ auf andere GUS-Länder übergreifen?

Marina Rennau, Jens Mühling

Foto von Marina Rennau

Angang Februar wurde Surab Schwa-
nia tot in der Wohnung eines Freundes
aufgefunden. Laut vorläufigem Befund
starben beide an einer Gasvergiftung,
verursacht durch das fehlerhafte Lüf-
tungssystem einer Gasheizung. Die ersten
Reaktionen auf den Unglücksfall ließen
kaum Zweifel an der weitreichenden Be-
deutung, den der Tod des Politikers für
Georgien hat. „Schwanias Tod ist ein
schwerer und kaum zu ersetzender Ver-
lust für das Land“, sagte Georgiens ehe-
maliger Präsident Eduard Schewardnadse
schon wenige Stunden nach dem Be-
kanntwerden der Tragödie. „Ich habe
meinen klügsten Schüler verloren.“ Geor-
giens derzeitiger Präsident Michail Saa-
kaschwili fand ähnlich betroffene Trauer-
worte: „Ich verliere den engsten Freund,
den verlässlichsten Berater und den
größten Verbündeten, den ich je hatte.“ 

Der 41-jährige Schwania hatte seine
politische Karriere in den neunziger Jah-
ren als Pressesekretär der georgischen
Grünen Partei begonnen. Schon damals

blieb er meist im Hintergrund, da er nie
ein charismatischer Politiker war. Auf-
grund seiner Intelligenz und weitrei-
chenden Verbindungen stieg er jedoch
bald zum Anführer von Schewardnadses
Bürgerlicher Unionspartei auf. Vielen
galt er damals als chancenreichster
Nachfolger des Präsidenten. Hinter ihm
standen junge und ambitionierte Politi-
ker, darunter auch Michail Saakaschwili.
Doch 2001 entschied sich Scheward-
nadse gegen Schwanias Team und für
den konservativen Flügel der Partei. Die-
se Entscheidung führte zum Austritt
Schwanias und Saakaschwilis aus der
Partei und, so glauben viele Beobachter,
letztendlich auch zur „Rosenrevolution“.

Seit den Umwälzungen im November
2003, die mit dem Rücktritt Scheward-
nadses endeten, gehörte Schwania ne-
ben der Parlamentssprecherin Nino
Burdschanadse zu Saakaschwilis eng-
sten Verbündeten. Am Abend der Revo-
lution hatte er den berühmt geworde-
nen Satz geäußert: „Ich bin Georgier
und deshalb Europäer.“ Durch seine
weitreichenden Kontakte, seine Intelli-
genz und ausgeglichene Haltung war

Schwania für den mitunter aufbrausen-
den georgischen Präsidenten unent-
behrlich geworden. „Er war der Garant
für das Gleichgewicht in den Beziehun-
gen mit Russland und dem Westen“,
glaubt der Konfliktforscher Paata Saka-
rejschwili.

Schwanias Tod hätte kaum zu einem
ungünstigeren Zeitpunkt eintreten kön-
nen. Zunehmend hatte sich in den ver-
gangenen Monaten die Lage in den ab-
trünnigen georgischen Regionen Süd-
ossetien und Abchasien verschärft. Ex-
perten wie der Leiter des Moskauer

GUS-Instituts, Konstantin Satulin, be-
fürchten nun, dass die Lage in den Kon-
fliktzonen nach Schwanias Tod eskalie-
ren und „die georgische Politik ihre Be-
rechenbarkeit verlieren“ könnte.

Dabei hatte sich gerade erst ein
Hoffnungsschimmer abgezeichnet:
Wenige Tage vor Schwanias Tod hatte
Michail Saakaschwili vor der Parla-
mentsversammlung des Europarats
weit reichende Zugeständnisse bezüg-
lich einer regionalen Autonomie Süd-
ossetiens gemacht. Saakaschwilis An-
gebot an die abtrünnige Region schloss
die Bildung einer vom Zentralstaat un-
abhängigen lokalen Regierung und Po-
lizei ein. Ein ähnliches Angebot könne
auch Abchasien gemacht werden, sag-
te Saakaschwili, doch bisher gäbe es
dort „niemanden, mit dem man verhan-
deln könnte“. Südossetiens Präsident
Eduard Kokoity hatte das Angebot zwar
umgehend abgelehnt, doch verhaltene
Zustimmung war immerhin aus Moskau
gekommen: Saakaschwilis Friedens-
plan, so das russische Außenministeri-
um, sei zu begrüßen, da er „die Rechte
aller georgischen Bürger garantiert,
auch derjenigen, die an vorderster
Front unter den blutigen internen Kon-
flikten gelitten haben“. Saakaschwili
hatte Russland zuvor vor dem Europa-
rat vorgeworfen, den Konflikt zwischen
Georgien und seinen abtrünnigen Re-

Mit dem Unfalltod des georgischen Premierministers Surab
Schwania verliert das Land nicht nur einen seiner wenigen
gemäßigten Politiker, sondern auch eine Schlüsselfigur im
Friedensprozess zwischen Georgien und den abtrünnigen Regionen
Südossetien und Abchasien. 

Ukraine: Neues 
Kabinett ernannt

Julia Timoschenko, engste Verbün-
dete Viktor Juschtschenkos während
der ukrainischen „Orangenrevolution“,
ist seit Anfang Februar neue Premier-
ministerin des Landes. Obwohl Be-
obachter von einem knappen Ausgang
der Parlamentsabstimmung ausge-
gangen waren, erhielt Timoschenko
mit 373 Stimmen letztlich weit mehr
als die notwendige Mehrheit von 226
Stimmen. Nach ihrer Ernennung prä-
sentierte Timoschenko das neue Kabi-
nett: Der ehemalige Premierminister
und Juschtschenko-Verbündete Ana-
tolij Kinach wird erster Vizepremier,
der Politiker Boris Tarassjuk, der wäh-
rend Juschtschenkos Zeit als Regie-
rungschef Außenminister war, wird
diesen Posten auch im neuen Kabinett
bekleiden. Mitglieder der Sozialisten,
die Juschtschenko im Wahlkampf un-
terstützt hatten, übernehmen die Lei-
tung des Innenministeriums und di-
verse Gouverneursposten. Oleg
Rybatschuk wird Vizepremier für
Europäische Integration und gab zum
Amtsantritt bekannt, die Ukraine
wolle noch in diesem Jahr die
Visapflicht für EU-Bürger aufheben.

Weißrussland: 
Rollt der Rubel?

Russland will im Verlauf des Jah-
res 2006 eine gemeinsame Wirt-
schaftszone mit einheitlicher Wäh-
rung mit Weißrussland bilden. Wie
im Januar Pawel Borodin, der Sekre-
tär der Russisch-Weißrussischen
Union, mitteilte, würden beide Län-
der von einer engeren Beziehung
profitieren. Laut einer im Dezember
publizierten Studie des Internatio-
nalen Währungsfonds würde eine
vereinheitlichte Währung die Han-
delskosten senken und es Weißruss-
land ermöglichen, an der derzeitigen
wirtschaftlichen Stabilität Russlands
teilzuhaben. Beobachter zweifeln je-
doch noch, ob Weißrussland bereit
sein wird, die Vorteile einer Wirt-
schaftsunion mit dem Verzicht auf
eine eigene Geldpolitik zu erkaufen.

Turkmenistan: Nijasows
neue Gedichte

Der turkmenische Präsident Sa-
parmurat Nijasow hat Ende Januar
in Aschchabad seinen dritten Ge-
dichtband veröffentlicht. Das Werk
trägt den Titel „Der Frühling meiner
Seelentiefe“ und ist laut Auskunft
regionaler Zeitungen „die Frucht tie-
fer Betrachtungen des turkmeni-
schen Staatsführers zum Schicksal
der Nation und zu den Quellen des
Optimismus der Turkmenen, die nach
jahrhundertelangen Prüfungen Frei-
heit und Unabhängigkeit errangen“.
Beobachter der literarischen Szene
Zentralasiens gehen davon aus, dass
„Der Frühling meiner Seelentiefe“
wie schon frühere Werke des autori-
tären Herrschers zur Pflichtlektüre
turkmenischer Schüler und Studen-
ten erkoren wird.

Beresowskij will 
nach Kiew ziehen

Boris Beresowskij, exilierter russi-
scher Oligarch und vehementer Kri-
tiker Wladimir Putins, will offenbar
von London nach Kiew übersiedeln.
Der Sieg Viktor Juschtschenkos sei
für seine Entscheidung ausschlagge-
bend gewesen, so Beresowskij. Er
wolle mit seiner Familie in die Ukrai-
ne ziehen und dort Geschäfte auf-
bauen. Von Kiew sei es nicht weit bis
Moskau, und wenn er etwas vermis-
se, dann sei es vor allem der Schnee.
Beresowskij gibt sich überzeugt,
dass die Ukraine ihn nicht an Russ-
land ausliefern würde, wo er straf-
rechtlich gesucht wird.
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Verstorben: Premierminister Surab Schwania.
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Nachdem die „Orangenrevolutionäre“ ihre Zelte abgebrochen
haben, gehen GUS-Beobachter davon aus, dass auch in anderen
ehemaligen Sowjetrepubliken Protestbewegungen wie in der
Ukraine entstehen könnten. Als Brennpunkte werden Moldawien
und Armenien, besonders aber Kirgisien genannt.

F
o
to

: R
e
u
te

rs


